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Nachfolgende Bekanntmachung wird hiermit veröffentlicht: 
 
 
 

Bekanntmachung 

über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

für die Wahl des Stadtrates in der Stadt Memmingen 

am 03. März 2002 

 
Vom 04. Dezember 2001 

 
 

I. Durchzuführende Wahl 
Am Sonntag, 03. März 2002, findet die Wahl von 40 Stadtratsmitgliedern statt. 

 
II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

1. Wahlvorschläge dürfen nur von politischen Parteien und von Wählergruppen 
(Wahlvorschlagsträgern) eingereicht werden. Diese werden hiermit zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen aufgefordert. Die Wahlvorschläge können ab Erlass dieser 
Bekanntmachung, jedoch spätestens am 52. Tag vor dem Wahltag am  

 
Donnerstag, 10. Januar 2002, 18.00 Uhr 

 
dem Wahlleiter zugesandt oder während der allgemeinen Dienststunden im 

 
Rathaus, Marktplatz 1, 1. Stock, Zimmer Nr. 103 

 
übergeben werden. Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen Wahlvorschlag ein-
reichen. 

 
2. Werden mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht, findet die Wahl des Stadtrats 

nach den Grundsätzen der Verhältniswahl statt. 
 
3. Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, findet die Wahl des Stadt-

rats nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl statt. 
 
 
III. Wählbarkeit 
1. Als sich bewerbende Personen können nur Personen vorgeschlagen werden, die  
 
1.1 Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder ausländische Uni-

onsbürger sind; 
 
1.2 am Wahltag seit mindestens 6 Monaten in der Stadt ihren Aufenthalt haben; wer die 

Wählbarkeit infolge Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres in die 
Stadt zurückkehrt, ist mit der Rückkehr wieder zum Stadtratsmitglied wählbar; 

 
1.3 am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben. 
 
2. Nicht wählbar ist, 
2.1 wer infolge deutschen Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt, 
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2.2 wer infolge deutschen Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-

kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen 
einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet, 

 
2.3 derjenige, für den zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten ein Betreuer nach 

deutschem Recht nicht nur durch einstweilige Anordnung bestellt ist; dies gilt auch, 
wenn der Aufgabenkreis des Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs bezeichneten Angelegenheiten nicht erfasst, 

 
2.4 wer sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 des Strafge-

setzbuchs in einem psychiatrischen Krankenhaus befindet. 
 
3. Wahlvorschlagsträger 

Der Begriff der politischen Partei richtet nach dem Gesetz über die politischen Par-
teien (Parteiengesetz). Wählergruppen sind alle sonstigen Personenvereinigungen 
oder Gruppen, deren Ziel es ist , sich an Gemeindewahlen zu beteiligen.  
Politische Parteien und Wählergruppen, die verboten sind, können keine Wahlvor-
schläge einreichen. 

 
4. Aufstellungsversammlungen 
4.1 Alle von einer Partei oder von einer Wählergruppe aufzustellenden sich bewerben-

den Personen müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung frü-
hestens 15 Monate vor dem Wahltag von den im Zeitpunkt ihres Zusammentritts im 
Wahlkreis wahlberechtigten Anhängern der Partei oder der Wählergruppe in ge-
heimer Abstimmung gewählt werden. In Städten mit mehreren Stimmbezirken kön-
nen die sich bewerbenden Personen auch durch eine für den Wahlkreis einberufe-
ne Versammlung von Delegierten, die von Mitgliedern einer Partei oder einer Wäh-
lergruppe zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer Abstimmung aufgestellt wer-
den; die Delegierten müssen im Zeitpunkt ihres Zusammentritts im Wahlkreis wahl-
berechtigt sein. Die Delegiertenversammlung kann auch eine nach der Satzung ei-
ner Partei oder einer Wählergruppe allgemein für bevorstehende Wahlen bestellte 
Versammlung sein, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder nicht früher als zwei Jahre 
vor dem Wahltag von den Mitgliedern gewählt worden ist, die im Zeitpunkt der Wahl 
der Delegierten im Wahlkreis wahlberechtigt waren. 

 
4.2 Ersatzleute, die für den Fall des Ausscheidens einer sich bewerbenden Person in 

den Wahlvorschlag nachrücken, sind in gleicher Weise wie sich bewerbende Per-
sonen aufzustellen. 

 
4.3 Mehrere Wahlvorschlagsträger können gemeinsame Wahlvorschläge einreichen. 

Gemeinsame Wahlvorschläge sind in einer gemeinsamen Versammlung aufzustel-
len. Die Einzelheiten regeln die Wahlvorschlagsträger durch Vereinbarung. 

 
4.4 Die Versammlung kann beschließen, dass sich bewerbende Personen bis zu drei-

mal im Wahlvorschlag aufgeführt werden sollen. 
 
5. Niederschriften über die Versammlung 
5.1 Über die Aufstellungsversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Aus der Nie-

derschrift muss ersichtlich sein:  
 
5.1.1 Ort und Zeit der Versammlung, 
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5.1.2 die Zahl der teilnehmenden Personen, 
 
5.1.3 bei einer Delegiertenversammlung die Erklärung, dass die Mehrheit der Delegierten 

nicht früher als zwei Jahre vor dem Wahltag von den Mitgliedern gewählt worden 
ist, die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im Wahlkreis wahlberechtigt waren,  

 
5.1.4 der Verlauf der Aufstellungsversammlung, 
 
5.1.5 das Wahlverfahren, nach dem die sich bewerbenden Personen gewählt wurden, 
 
5.1.6 die Ergebnisse der Wahl der sich bewerbenden Personen und ihre Reihenfolge, 
 
5.1.7 auf welche Weise ausgeschiedene sich bewerbende Personen ersetzt werden, so-

fern die Aufstellungsversammlung Ersatzleute aufgestellt hat, 
 
5.1.8 Angaben über Listenverbindungen. 
 
5.2 Die Niederschrift ist von der die Aufstellungsversammlung leitenden Person und 

zwei Wahlberechtigten, die an der Versammlung teilgenommen haben, zu unter-
schreiben. Jede wahlberechtigte Person darf nur eine Niederschrift unterzeichnen. 
Auch sich bewerbende Personen dürfen die Niederschrift unterzeichnen, wenn sie 
an der Versammlung teilgenommen haben. 

 
5.3 Der Niederschrift muss eine Anwesenheitsliste beigefügt sein, in die sich diejenigen 

Wahlberechtigten mit Namen, Anschrift und Unterschrift eingetragen haben, die an 
der Versammlung teilgenommen haben. 

 
5.4 Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste ist dem Wahlvorschlag beizulegen. 
 
6. Inhalt der Wahlvorschläge 

6.1 Jeder Wahlvorschlag darf höchstens so viele sich bewerbende Personen enthalten, 
wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind.  
In unserer Stadt darf daher ein Wahlvorschlag höchstens 40 sich bewerbende 
Personen enthalten. Wenn sich bewerbende Personen im Wahlvorschlag mehrfach 
aufgeführt werden, verringert sich die Zahl der sich bewerbenden Personen ent-
sprechend. 

 
6.2 Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe sämtlicher sich bewerbender Personen in er-

kennbarer Reihenfolge entsprechend der Aufstellung in der Niederschrift über die 
Aufstellungsversammlung nach Familienname, Vornamen, Tag der Geburt, Beruf 
oder Stand und Anschrift enthalten; ferner ist erforderlich die im Wahlvorschlag 
selbst oder in einer Anlage enthaltene Erklärung der sich bewerbenden Personen, 
dass sie der Aufnahme ihrer Namen in den Wahlvorschlag zustimmen und dass sie 
nicht die Wählbarkeit infolge deutschen Richterspruchs verloren haben. Das Glei-
che gilt für Ersatzleute. 

 
Jede sich bewerbende Person kann nur in einem Wahlvorschlag enthalten sein. 
Dreifach aufgeführte sich bewerbende Personen erscheinen im Wahlvorschlag 
durch Wiederholung ihres Namens vor den zweifach aufgeführten und diese vor 
den übrigen sich bewerbenden Personen. 
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6.3 Angegeben werden können kommunale Ehrenämter und im Grundgesetz und in der 

Verfassung vorgesehene Ämter, falls diese in den Stimmzettel aufgenommen wer-
den sollen. Es sind dies insbesondere: ehrenamtlicher erster, zweiter oder dritter 
Bürgermeister, Stadtratsmitglied, stellvertretender Landrat, Kreisrat, Bezirkstags-
präsident, stellvertretender  Bezirkstagspräsident, Bezirksrat, Mitglied des Europäi-
schen Parlaments, des Bundestags, des Landtags.  

 
6.4 Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der Partei oder der Wählergruppe als 

Kennwort tragen. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher 
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Kurzbezeichnungen, bei de-
nen der Name der Partei oder der Wählergruppe nur durch eine Buchstabenfolge 
oder in anderer Weise ausgedrückt wird, reichen  als Kennwort aus. Dem Kennwort 
ist eine weitere Bezeichnung beizufügen, wenn das zur deutlichen  Unterscheidung 
der Wahlvorschläge erforderlich ist. 

 
Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort eingereicht, gilt der Name des Wahlvor-
schlagsträgers als Kennwort, bei einem gemeinsamen Wahlvorschlag gelten die 
nahmen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen in der im Wahl-
vorschlag genannten Reihenfolge als Kennwort. 

 
6.5 Jeder Wahlvorschlag soll eine/n Beauftragte/n und seine/ihre Stellvertretung be-

zeichnen, die in der Stadt wahlberechtigt sein müssen. Fehlt diese Bezeichnung, gilt 
der/die erste Unterzeichner/in als Beauftragte/r, der/die zweite als seine/ihre Stell-
vertretung. Der/Die Beauftragte ist berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahl-
vorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung 
des/der Beauftragten. 

 
6.6 Organisierte Wählergruppen haben einen Nachweis über die Organisation vorzule-

gen. 
 
7. Unterzeichnung der Wahlvorschläge 

Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahlberechtigten unterschrieben sein. Die 
Unterzeichnung durch sich bewerbende Personen oder Ersatzleute eines Wahlvor-
schlags ist unzulässig. Die Unterschriften müssen auf dem Wahlvorschlag eigen-
händig abgegeben werden. Die Unterzeichner/innen müssen Familienname, Vor-
name und Anschrift angeben und in der Stadt wahlberechtigt sein. Jeder Wahlbe-
rechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Die Zurückziehung einzelner 
Unterschriften, der Verlust des Wahlrechts oder der Tod der Unterzeichner/innen 
des Wahlvorschlags berührt die Gültigkeit des Wahlvorschlags nicht. 

 
8. Unterstützungslisten für Wahlvorschläge 

8.1 Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlagsträgern müssen nicht nur von zehn 
Wahlberechtigten unterschrieben werden, sondern zusätzlich von mindestens 215 
Wahlberechtigten durch Unterschrift in Listen, die bei der Stadt aufliegen, unter-
stützt werden. Neue Wahlvorschlagsträger sind Parteien und Wählergruppen, die 
im Stadtrat seit dessen letzter Wahl nicht aufgrund eines eigenen Wahlvorschlags 
ununterbrochen bis zum 90. Tag vor dem Wahltag vertreten waren; sie benötigen 
allerdings dann keine zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn sie bei der 
letzten Landtagswahl oder bei der letzten Europawahl mindestens fünf vom Hundert 
der im Land insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen oder bei der letzten Bun-
destagswahl mindestens fünf vom Hundert der im Land abgegebenen gültigen 
Zweitstimmen erhalten haben. 
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Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunter-
schriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger in ihrer Gesamtheit im Stadtrat seit 
dessen letzter Wahl aufgrund des gleichen gemeinsamen Wahlvorschlags bis zum 
90. Tag vor dem Wahltag vertreten waren oder wenn mindestens einer der beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger keine zusätzlichen Unterstützungsunterschriften benötigt. 

 
8.2 In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht eintragen:  
 
8.2.1 die in einem Wahlvorschlag aufgeführten sich bewerbenden Personen und Ersatz-

leute,  
 
8.2.2 Wahlberechtigte, die sich in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben, 
 
8.2.3 Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterzeichnet haben. 
 
8.3 Während der Eintragungszeiten ist in dem Gebäude, in dem sich der Eintragungs-

raum befindet, auf einem dem Gebäude zugeordneten befriedeten Grundstück und 
im Umkreis von 50 m um die Zugänge zu diesem Bereich jede Beeinflussung der 
sich Eintragenden durch Wort, Ton Schrift, Bild oder auf andere Weise, sowie jede 
Behinderung oder erhebliche Belästigung der sich Eintragenden verboten. 

 
8.4 Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist wirkungslos. 
 
8.5 Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen, die Eintragungsräume, die Öffnungs-

zeiten und die Ausstellung von Eintragungsscheinen an Kranke und körperlich Be-
hinderte werden von der Stadt gesondert bekannt gemacht. 

 
9. Listenverbindungen 

Die Verbindung von Wahlvorschlägen (Listenverbindung) ist in Aufstellungsver-
sammlungen in geheimer Abstimmung zu beschließen. Ein Wahlvorschlagsträger 
darf sich nur an einer Listenverbindung beteiligen. Innerhalb einer Listenverbindung 
muss jeder Wahlvorschlagsträger die Verbindung mit allen übrigen beteiligten 
Wahlvorschlagsträgern eingehen. Das Eingehen, die Änderung oder die Aufhebung 
einer Listenverbindung kann bis zum 41. Tag vor dem Wahltag 
 

21. Januar 2002, 18.00 Uhr 
 

mitgeteilt werden. Die Verbindung von Wahlvorschlägen kann nur gemeinsam ge-
ändert oder aufgehoben werden. 
 

10. Zurücknahme von Wahlvorschlägen 

Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im Ganzen ist nur bis zum 52. Tag vor dem 
Wahltag  
 

10. Januar 2002, 18.00 Uhr 
 

zulässig. Über die Zurücknahme von Wahlvorschlägen im Ganzen beschließen die 
Wahlvorschlagsträger in gleicher Weise wie über die Aufstellung der Wahlvorschlä-
ge. Der/Die Beauftragte kann durch die Aufstellungsversammlung ermächtigt wer-
den, unter bestimmten Voraussetzungen den Wahlvorschlag zurückzunehmen. 

 
Memmingen, 04. Dezember 2001 
STADT MEMMINGEN  
Dr. Holzinger 
Oberbürgermeister 
Wahlleiter 
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Nachfolgende Bekanntmachung wird hiermit veröffentlicht: 
 
 
 

Bekanntmachung  

der Stadt Memmingen über die Eintragungsmöglichkeiten 

in Unterstützungslisten für die Wahl des Stadtrats 

am 03. März 2002 

 
Vom 04. Dezember 2001 

 
1. Falls Wahlvorschläge zusätzliche Unterstützungsunterschriften benötigen, können sich 

die Wahlberechtigten ab dem Tag nach der Einreichung des Wahlvorschlags, jedoch 
spätestens 

 
bis Montag dem 21. Januar 2002 (41. Tag vor dem Wahltag), 12 Uhr, mit Familienna-
men, Vornamen und Anschrift in eine Unterstützungsliste eintragen. 

 
2. Es besteht folgende Eintragungsmöglichkeit: 

In der Stadtinformation, Marktplatz 3, Zimmer Nr. 1, während der allgemeinen Dienst-
stunden. 

 
3. Die Unterschrift muss eigenhändig geleistet werden. Wer wegen Krankheit oder körperli-

cher Behinderung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage ist, 
den Eintragungsraum aufzusuchen und die an Eides statt versichert, erhält auf Antrag 
einen Eintragungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines 
bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vorzunehmen. Der Eintragungsschein ist bei der Eintragung ab-
zugeben. Eintragungsscheine können schriftlich oder mündlich (nicht fernmündlich) beim 
Wahlamt der Stadt Memmingen beantragt werden. Die Eintragung kann nicht brieflich 
erklärt werden. 

 
4. Wer sich eintragen will, muss seinen Personalausweis, bei ausländischen Unionsbürgern 

seinen gültigen Identitätsausweis, oder seinen Reisepass vorlegen. 
 
 
Memmingen, 04. Dezember 2001 
STADT MEMMINGEN  
Dr. Holzinger 
Oberbürgermeister 
Wahlleiter 
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Nachfolgende Bekanntmachung wird hiermit veröffentlicht: 
 
 
 

Bekanntmachung 

der Stadt Memmingen 

über die Erhebung kostendeckender Fleischhygienegebühren 

 
Vom 04. Dezember 2001 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Stadt Memmingen auf der Grundlage des mit Wirkung 

vom 01.12.2001 geänderten Gesetzes zur Ausführung des Fleischhygienegesetzes ab 

01.12.2001 kostendeckende Fleischhygienegebühren erhebt. Die Satzung mit der neuen 

Rechtsgrundlage wird dem Stadtrat in seiner Sitzung am 14.12.2001 zur Beschlussfassung 

vorgelegt. 

 
 
Memmingen, 04. Dezember 2001 
STADT MEMMINGEN  
Dr. Holzinger 
Oberbürgermeister 
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